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Schon im Koalitionspapier wurden umfassende Reformen auf dem Gebiet der Frauen-, Familien- und
Queerpolitik angekündigt. Der Abschnitt des Koalitionsvertrags ist auch der mit den vergleichsweise
progressivsten Absichten der Ampel. Umgesetzt wurde allerdings bisher nur die Streichung des
Werbeverbotes für Abtreibungen (§ 129a) im Juni 2022.

Nun steht eine weitere Gesetzesänderung ins Haus. Beim Sorgerecht soll nach einer Trennung
generell das paritätische Wechselmodell (auch Doppelresidenzmodell genannt) zum Zuge kommen.
Das soll bedeuten, dass die Kinder nach einer Trennung gleich viel Zeit bei beiden Eltern
verbringen. Das heißt auch: Künftig sollen Väter mit gleichem Wohnsitz das Sorgerecht ohne
Einwilligung der Mutter erhalten können.

Das hört sich gut und gerecht an, ist es aber nicht. Denn das Modell abstrahiert in vielen Punkten
von der Realität.

Sorge- und Erwerbsarbeit

So kann dieses dazu führen, dass Väter Rechte erhalten, ohne eine partnerschaftliche Arbeitsteilung
gelebt zu haben. 90 % aller Kinder haben schon heute geteiltes Sorgerecht. Doch bei deren
Betreuung klafft eine Lücke von 50 % zwischen Vätern und Müttern. Die feministischen
Sozialwissenschaftlerinnen Alicia Schlender und Lisa Yashodara Haller erklären das so: „Väter
beteiligen sich also weniger an der Sorgearbeit, weil es für sie gesellschaftlich schwieriger ist,
Erwerbsarbeit zugunsten der Sorgearbeit zurückzuweisen.“ (NEUES DEUTSCHLAND [ND],
15.11.2022, S. 3) So weit richtig.

Dass der Zwang zur Lohnarbeit die proletarischen Männer davon abhält, sich genügend um ihre
Kinder zu kümmern, ist unstrittig. Doch wirkt der nicht auch für Frauen dieser Klasse, insbesondere
nach Scheidung oder Trennung?

Historisch-materialistisch betrachtet liegt die Ursache für den Care Gap im Gender Pay Gap, der
selbst wiederum Resultat einer geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ist. Doch statt diese
Problematik direkt angehen, begnügen sich Haller und Schlender mit der Forderung nach
staatlichen Ausgleichsleistungen.

So befürworten sie steuerliche Anreize, um weniger arbeiten zu müssen, und eine Erhöhung der
verpflichtenden Elternzeit für Väter. Ihnen ist bewusst, dass die bisherige Regelung, je mehr ich
verdiene, desto mehr Elterngeld bekomme ich, zu Ungerechtigkeiten führt und schlagen die Summe
beider Gehälter als dessen Berechnungsgrundlage vor. Analog zum Mutterschutz soll ein
Erwerbsverbot für Väter im unmittelbaren Anschluss an die Geburt gelten über die optionalen 2
Wochen hinaus, die Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Grüne) anstrebt. Ferner soll das
Ehegattensplitting abgeschafft werden und halbe Vollzeiterwerbstätigkeit pro Elternteil bei vollem
Lohnausgleich gelten. Wer das bezahlen soll, erwähnen sie nicht.
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Koalitionsmodell

Das im Koalitionsvertrag bevorzugte Modell sieht diese Abfederungen im Interesse der Frauen erst
gar nicht vor. Nachdem die Kinder abwechselnd bei beiden Elternteilen wohnen würden, würde für
viele Mütter damit der Barunterhalt wegfallen. Dieses Wechselmodell können sich allenfalls, wie
Schlender und Haller anmerken, „ökonomisch stabile Familien“ leisten. Woher soll schließlich das
Geld für 2 Wohnungen plus doppelte Kinderzimmer nebst Ausstattung kommen?

Schon jetzt erhält mehr als ein Drittel der Alleinerziehenden – weit überwiegend Mütter – keinen
oder nur unvollständigen Unterhalt vom anderen Elternteil. Zwar springt die
Unterhaltsvorschusskasse des Jugendamts ein, wo die Mutter aber unabhängig vom Einkommen des
Vaters nur den Mindestsatz erhält, von dem auch noch das Kindergeld abgezogen wird.

Doch alle strittigen Fragen rund um Kindesunterhalt bilden kein Thema für die regierende Koalition.
Diese beschränkt sich ausschließlich auf eine Kindergrundsicherung. In Zeiten der Aufhübschung
von Hartz IV zum Bürgergeld ist Armutskosmetik eben chic.

Kindeswohl und väterliche Gewalt

Doch das Wechselmodell sieht nicht nur von der sozialen Frage und der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung ab. Auch die häusliche Gewalt gegen Frauen bleibt unterbelichtet und wird
tendenziell ignoriert, wie der Artikel „Streit ums Sorgerecht: Das umkämpfte Wechselmodell“ zeigt.

So wird in Deutschland jede dritte Frau mindestens einmal in ihrem Leben Opfer körperlicher oder
sexualisierter Gewalt. Familie und Partner:innenschaft sind dabei die wichtigsten Tatorte. Allein für
2021 weist die Statistik des BKA 143.604 Fälle häuslicher Gewalt auf. Die Täter sind zu 80 %
Männer. Und selbst das BKA fügt hinzu, dass die Dunkelziffer weit höher liegt.

Doch vor Gerichten und bei Behörden spielt häusliche Gewalt nur eine untergeordnete Rolle. So
verweist die Studie „Familienrecht in Deutschland“ des Hamburger Soziologen Wolfgang Hammer
vom April 2022 darauf, dass bei Priorisierung des Wechselmodells  selbst belegtes gewaltförmiges
Verhalten der Väter ausgeklammert werde. Ähnliches Verhalten wird auch von Jugendämtern
berichtet.

Diese Entscheidungen gehen auch mit der biologistischen Vorstellung einher, dass Kinder vor allem
„beide Elternteile“ bräuchten, egal was sie zum Kindeswohl (und dem des anderen Elternteils)
beigetragen haben. Der reaktionären Argumentationslinie zufolge würden auch Frauen, die
gewalttätigen Männern im Interesse der Kinder das Sorgerecht streitig machen, die Kinder vom
anderen Elternteil „entfremden“ – und so deren „natürliche“ Entwicklung beeinträchtigen.

Dafür macht sich seit Jahren auch die reaktionäre „Männerbewegung“ stark, deren Argumente u. a.
auch die FDP in der Koalition aufgreift. Von der Gesetzesvorlage der Ampel ist daher auch in dieser
Hinsicht wenig zu erwarten.

Elternschaft, Kapitalismus und Feminismus

Uns geht es hier keineswegs darum, den Wunsch nach Kindern, nach Elternschaft (und damit auch
nach Sorgerechten für Väter) als solchen abzutun. Wir stimmen Schlender und Haller in folgender
Aussage unbedingt zu: „Es geht nicht länger um eine Abgrenzung von Elternschaft, sondern darum,
die Zustände zu kritisieren, unter denen Elternschaft zur Zumutung wird.“

Das Problem mit den Reformvorhaben der Regierungskoalition besteht nicht nur darin, dass sie
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diese Zustände nicht kritisiert, sondern selbst an deren Reproduktion mitwirkt. Reaktionäre
Geschlechterrollen und Familienbilder werden nicht als Resultat gesellschaftlicher Verhältnisse, von
Ausbeutung und Unterdrückung, sondern als natürliche Zustände betrachtet, die es allenfalls etwas
zu dehnen gelte. Und selbst soziale und wirtschaftliche Maßnahmen zum Schutz der Frauen oder
zur Unterstützung ärmerer Schichten der Arbeiter:innenklasse bleiben außen vor.

Zu Recht kritisieren die beiden Feministinnen daher: „Gleichberechtigung ist im Kapitalismus nicht
zu haben. Sorgearbeit ist ein zentrales Element menschlicher Existenz, aus dem auch Freiheit
entsteht.“ Und sie folgern dann:

„Wenn wir in einer freiheitlichen Gesellschaft leben wollen, dann sollten wir Mutterschaft
verallgemeinern und nicht abschaffen … Vaterschaft ist historisch allein patriarchale Herrschaft …
Aus dieser philosophischen Perspektive braucht Vaterschaft heutzutage kein Mensch, aber
Mutterschaft für alle ist ein hohes Gut.“

In dieser Gesellschaft aber gerade nicht, sondern oft ebenso eine Strafe wie Kindheit und Jugend!
Haller und Schlender ist ihr subjektiv antikapitalistischer Wunsch zugutezuhalten. Mit der
Verteidigung der Mutterschaft als „hohem Gut“ führen sie freilich ungewollt jene Naturalisierung
wieder ein, die sie mit der Kritik an der Rolle von Vaterschaft angreifen.

Aufhebung der Geschlechterrollen

Beziehen wir uns unter den Begriffen Vater- und Mutterschaft allein auf das biologisch Notwendige
für die Fortpflanzung, so sind sie schlecht abzuschaffen, wenn sich die Menschheit weiter
reproduzieren soll.

Betrachten wir freilich die Geschlechterrollen Vater- und Mutterschaft, so sind sie nur idealisierte
Vorstellungen einer angeblich natürlichen Ordnung der Geschlechter. Als Sozialist:innen wollen wir
die geschlechtliche Arbeitsteilung bis auf das biologisch Unumgängliche (Gebären, Stillen, Zeugen)
aufheben. Solange die Sorgearbeit mit Mutterschaft identifiziert wird, werden vom Patriarchat
übernommene und überkommene soziale Geschlechterstereotype gerade nicht unterminiert,
geschweige aufgehoben, sondern eher fortgeschrieben.

Darüber hinaus fassen die beiden Feministinnen die Klassenfrage ungenügend. Druckmittel und
Steuerungsmechanismen versagen beim Kindesunterhalt selbst bei Trennungen von vielen Paaren,
die mehr als den Durchschnitt verdienen. Schon gar kritisch wird es erst, wenn getrennte Paare
wieder eine neue Familie gründen wollen. Arbeiter:innen können sich den Luxus des
Wechselmodells erst recht nicht leisten. Wie für teure Schäden muss eine Art Solidarversicherung
her, aber eine staatliche, keine private des Finanzmarkts.

Darum treten Kommunist:innen energisch für Sozialisierung des gesamten Reproduktionssektors
ein, nicht nur für die Verwandlung der Hausarbeit in eine öffentliche Industrie, sondern auch der
sonstigen Carearbeit in eine gesellschaftliche Dienstleistung mit Rechten und Pflichten für alle. Das
bedeutet anzufangen, mit allen Hindernissen bei der Adoption von Kindern und sonstigen Menschen
aufzuräumen, mit staatlichem Kindesunterhalt als neuem Sozialversicherungszweig, bezahlt aus
progressiven Beiträgen bzw. Steuern von allen und mit Sozialversicherungspflicht (natürlich auch
Kranken-, Renten und Arbeitslosenversicherung) für alle unter Kontrolle der
Arbeiter:innenorganisationen. Mit solchen Forderungen würde der Weg zu einer kommunistischen
Gesellschaft geebnet, in der menschliche Nähe, gegenseitige Verantwortung und Zuneigung nicht
allein das Werk von Blutsverwandten ausmachen.


